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ier rden billigſt berechnet. — Bellagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
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nhalt ber im $ 2 aufgezählten Delicte find nun aber Verbrechen und kann 

) i nicht zugegeben werden, daß mit der Bezeichnung „Uebertretungen“ 

gur Frage der Bedingungen, unter welchen die Zuläſſigteit der auch Verbrechen gemeint ſein ſollten. Abgeſehen davon, daß der Aus⸗ 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt ansgeſprochen druck „Uebertretungen“ als Collectivbegriff mit der Bedeutung von 
werden kann. Von Dr. A. v. B. ſtrafbaren Handlungen überhaupt in der Rechtsſprache nicht gebräuchlich 
Mittheilungen aus der Praxis: iſt, kaun derſelbe in Oeſterreich umſoweniger angewendet werden, als 
Auch die Friedhöfe der Cultusgemeinden find öffentliche Anſtalten. Deren Beſuch hier mit dieſer Benennung eine ganz beſtimmte Gattung von ſtrafbaren 
kann nicht von der Entrichtung der Cultusſteuer abhängig gemacht werden. Handlungen techniſch bezeichnet wird. Wo daher ein Geſetz den gedachten 
Betrug nach 8 aan 10 € 5 En ro und Zueignung von bei Collectivbegriff anwenden will, bedient es ſich des Ausdruckes „ſtrafbare 
5 1 eee : Handlungen“, „Delicte“, „Geſetzesübertretungen“, „Contraventionen“ ꝛc. 
5 2 8 * Dieſe Anſchauung wird auch durch eine Vergleichung mit 8 6 des in 
eee Rede ſtehenden Geſetzes erhärtet. Hier wird auf die im § 4 aufgezählten 

= = — * Delicte hingewieſen und bedient ſich das Geſetz nicht etwa des Aus⸗ 
druckes „Uebertretungen“, ſondern der Bezeichnung „ſtrafbare Hand⸗ 


Zur Frage der Bedingungen, unter welchen die Zu- lungen“. Es können demnach unter den im Eingange des § 13 


8 4 1 R R itg- | erwähnten „in den 88 1, 2 und 10 bezeichneten Uebertretungen“ nur 
läſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits eben die Uebertretungen der 8$ 1, 2 und 10, d. i. die in den 


anſtalt ausgeſprochen werden kann. 88 1, 2 und 10 normirten Uebertretungen verſtanden werden. Was nun 
Bon Dr. A. v. B den $ 2 betrifft, jo beſteht aber die daſelbſt normirte Uebertretung 
. darin, daß Jemand dem Auftrage der Sicherheitsbehörde, ſich binnen 
Eine längere Beobachtung der Judicatur der Gerichte in Abſicht einer Friſt über einen erlaubten Erwerb auszuweiſen, aus Arbeitsſcheu 
auf die Anwendung des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. nicht nachkommt. Die Verurtheilung zu einer der im 8 2 aufgezählten 
Nr. 108, hat ergeben, daß die herrſchende Anficht derſelben — wenigſtens ſtrafbaren Handlungen hat nur zur Folge, daß ein ſolches Individuum 
jener in Steiermark — dahin geht, daß im Sinne des $ 13 des mit der erwähnten Wirkung zu dieſem Nachweiſe verhalten werden 
genannten Geſetzes bereits bei der Cognition über eine der im § 2 dieſes kann. Damit aber ein ſolches Individuum in die Zwangsarbeitsanſtalt 
Geſetzes aufgezählten ſtrafbaren Handlungen (Cred itspapierverſälſchung, notionirt werden könne, iſt noch das Weitere erforderlich, daß dasſelbe 
Münzfälſchung, Braudlegung, Raub, öffentliche Gewaltthätigkeit nach der erwähnten Aufforderung zum Nachweiſe feines Erwerbes aus Arbeits- 
§ 99 a St. G., Diebſtahl, Betrug u. ſ. w.) die Zuläſſigkeit der An- ſcheu nicht nachkommt, d. h. daß es ſich der Uebertretung des 8 2 
haltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen werden könne. Es ſchuldig mache. Erſt bei der Verurtheilung wegen dieſer Uebertretung 
liegt uns eine ganze Reihe von Fällen vor, in welchen die Gerichte wird der Strafrichter die Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangs⸗ 
über eines der erwähnten Deliete — u. zw. ohne Concurrenz mit einer arbeitsanſtalt auszusprechen haben. 


der im § 13 des citirten Geſetzes genannten Uebertretungen — abzu⸗ Wie wir dargethan haben, führt ſchon die Auslegung des Geſetzes 
urtheilen hatten, bei welchen gleichzeitig die Zuläſſigkeit der Abgabe in nach feinem Wortlaute zu der von uns ausgeſprochenen Anſchauung. 
eine Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen wurde. Das gleiche Reſultat ergibt die Interpretation nach dem Sinne und 


So allgemein und widerſpruchslos die gedachte Praxis auch Geiſte des Geſetzes. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nur 
geübt wird, ſo vermögen wir dieſelbe doch nicht mit den geſetzlichen Arbeitsſcheue zur Abgabe ins Zwangsarbeitshaus beſtimmt werden 
Beſtimmungen in Einklang zu bringen, vielmehr erſcheint uns, daß die können, d. i. ſolche Perſonen, rückſichtlich welcher auch zur Zeit der 
erwähnte in Geltung ſtehende Auslegung des § 13 des Geſetzes vom Abgabe in die Zwangsarbeitsanſtalt die Ueberzeugung vorliegt, daß 
10. Mai 1873 ſowohl dem Wortlaute, wie dem Sinne und Geiſte des dieſelben arbeitsſcheu ſeien. Wenn nun ein Individuum wegen eines 
Geſetzes widerſpricht. der im 8 2 bezeichneten Verbrechen etwa wegen Brandlegung oder 

Der gedachten Auslegung liegt offenbar die Anſchauung zu Grunde, Raub — zu einer mehrjährigen Kerkerſtrafe verurtheilt wurde, ſo 
daß die Citation des $ 2 in dem die bezügliche Norm enthaltenden kann doch unmöglich die Gewißheit vorliegen, daß die bei der Abur⸗ 
§ 13 des erwähnten Geſetzes die Bedeutung habe, daß jede einzelne theilung vorhanden geweſene Arbeitsſchen auch zur Zeit der Beendi⸗ 
der im § 2 aufgezählten Contraventionen den übrigen im § 13 auf- gung der vielleicht langjährigen Strafhaft noch vorhanden ſein werde. 
geführten Uebertretungen gleichzuſtellen ſei. Daß dieſe Auffaſſung eine Es kann dies umſoweniger als ſelbſtverſtändlich angenommen werden, 
vollſtändig irrige iſt, geht ſchon aus der Textirung des § 13 hervor, als ja unſere Strafanſtalten auch die Beſſerung des Sträflings be⸗ 
in welchem es heißt: „Perſonen, welche ſich der in den 88 1, 2 und zwecken und als dieſe in deuſelben zu einer regelmäßigen Arbeit ange— 
10 bezeichneten Uebertretungen ſchuldig gemacht haben.“ Die Mehrzahl halten werden. Bei der von uns bekämpften Auslegung des Geſetzes 


kann es ganz wohl vorkommen — und iſt es auch vorgekommen — daß 
die Fällung des Erkenntniſſes auf Abgabe in die Zwangsarbeitsanſtalt, 
beziehungsweiſe die Abgabe ſelbſt in einem Zeitpunkte erfolgt, wo das 
Individuum, gebefſert und an regelmäßige Arbeit gewöhnt, die Straf⸗ 
haft verläßt, ein Vorgang, der ganz unzweifelhaft den Intentionen 
des in Rede ſtehenden Geſetzes widerſpricht. So berechtigt es iſt, wenn 
das Geſetz bei jenen Perſouen, welche wegen eines der in dem 
mehrgenannten $ 2 aufgezählten Delicte verurtheilt wurden, der 
Sicherheitsbehörde die Befugniß einräumt, dieſelben zum Nachweiſe 
eines erlaubten Erwerbes zu verhalten, eben ſo ungerechtfertigt er⸗ 
ſcheint es uus auf die Möglichkeit hin, daß das Individuum auch 
beim Austritte aus der Strafhaſt noch arbeitsſcheu ſei, und ohne dem⸗ 
ſelben die Möglichleit irgend welcher Selbſtbeſtimmung zu geben, dasſelbe 
zu einer mehrjährigen Detention im Zwangsarbeitshauſe zu verurtheilen. 
Wenn es auch bekannt und durch die Criminalſtatiſtik erhärtet iſt, daß 
ſich bei ſolchen Individuen eine gewiſſe Dispoſition zu Rückfällen zeigt, 
ſo iſt dies doch noch kein genügendes Subſtrat zur Zuläſſigerklärung 
für die Abgabe in das Zwaugsarbeitshaus, beziehungsweiſe zur Fällung 
des Notionirungserkeuntuiſſes. Hiezu bedarf es noch des Nachweiſes, daß 
das gedachte Individuum auch nach der Verbüßung feiner Strafhaft 
arbeitsſcheu ſei. Dieſer Nachweis wird rückſichtlich der wegen eines der 
im § 2 genannten Delicte Verurtheilten eben durch die Begehung der 
Uebertretung des § 2 erbracht. 

Es liegt uns ein Fall vor, in welchem ein Individuum wegen 
Verbrechens des Diebſtahls zu drei Jahren ſchweren Kerkers verur⸗ 
theilt und wo gleichzeitig die Zuläſſigkeit der Abgabe desſelben in die 
Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen wurde. Ob der Richter in dieſem 
Falle die Ueberzengung gehabt haben konnte, daß das Individuum, 
welches er bei der Aburtheilung ohne allen Zweifel als arbeitsſcheu 
erkannt hat, auch nach dem Ablaufe von drei Jahren arbeitsſcheu ſein 
werde, erſcheint gewiß fraglich. 

Man wende uns nicht ein, daß die beſprochene fehlerhafte Praxis 
und die durch dieſelbe herbeigeführten Uebelſtäude durch die Judicatur 
der Landesſtelle — welche wohl berechtigt, jedoch nicht verpflichtet iſt, 
das Notionirungserkenntniß zu fällen — corrigirt werden könne. Daß 
eine ſolche Correctur möglich ſei, iſt uns ebenſo wohl bekannt, wie die 
Thatſache, daß dieſelbe auch wirklich geübt wird. Dieſer Vorgang 
ſcheint uns jedoch den Standpunkt zu verrücken, welchen das in Rede 
ſtehende Geſetz den zur Durchführung desſelben berufenen Organen 
zugewieſen hat. Nicht die Verwaltungsbehörde ſoll nach der Abſicht des 
Geſetzes die Correctur der richterlichen Praxis üben, ſondern vielmehr 
ſoll der Ausſpruch der Gerichte jene Grenze ziehen, innerhalb welcher 
die adminiſtrative Judicatur ſich mit voller Sicherheit bewegen kann. 

Es ſei uns noch geſtattet, auf die Widerſprüche hinzuweiſen, zu 
welchen die von uns bekämpfte Auslegung des § 13 des mehrerwähnten 
Geſetzes führt. Nach dieſer kaun beiſpielsweiſe ein Individuum, welches 
wegen einfachen Diebſtahls, deſſen Object, ſich auf 30 fl. bewerthet, 
zu einem Monate Kerker verurtheilt wurde, in das Zwangsarbeitshaus 
notionirt werden, wenn nur der erkennende Richter bei Fällung des 
Strafurtheils die Ueberzeugung gewonnen hat, daß dasſelbe arbeitsſchen 
ſei. Ein ſolches Individuum könnte aber im Sinne der Beſtimmungen 
des in Rede ſtehenden Geſetzes nicht einmal unter Polizeiaufſicht geſtellt 
werden, da der § 4, welcher die Falle, in denen die Sſellung unter 
Polizeiaufſicht ſtatthaft erſcheint, taxativ aufführt, mit dem Diebſtahle 
nur dann die Folge der Zuläſſigerklärung der Polizeiaufſicht verbindet, 
wenn der Diebſtahl entweder ein wiederholter war oder wenigſtens eine 


6monatliche Freiheitsſtrafe nach ſich gezogen hat. Ungeachtet die 
Anhaltung im Zwangsarbeitshauſe das unvergleichlich Empfindlichere 
iſt, könnte — bei der in Uebung ſtehenden Praxis — Notionirung in 


die Zwangsarbeitsanſtalt doch bei viel geringeren Delicten eintreten, 
als jene ſind, welche die Stellung unter Polizeiaufſicht zuläſſig erſcheinen 
laſſen. Es könnte wohl auch gefragt werden, was es dem Geſetze nütze, 
wenn es im 8 4 die Fälle, in welchen allein die Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht ſtatthaft erſcheint, taxativ aufführt, wenn dann bei einer Reihe 
anderer, als Aulaß zur Zulaſſung der Polizeiaufſicht ausgeſchloſſener 
Fälle die Notionirung in's Zwangsarbeitshaus und mit Rückſicht auf 
die Beſtimmung des § 14 des Geſetzes, wonach der Ausſpruch über 
die Zuläſſigkeit der Abgabe in die Zwangsarbeitsanſtalt die Zuläſſig⸗ 
keit der Stellung unter Polizeiaufſicht in ſich ſchließt, doch auch die 
Verhängung der letzteren möglich wäre. 

In dem Vorſtehenden haben wir jene Fälle berührt, wo eine der 
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im $ 2 des Geſetzes vom 10. Mai 1873 erwähnten ſtrafbaren 
Handlungen ohne Zuſammentreffen mit einer der im 8 13 des genannten 
Geſetzes aufgezählten Uebertretungen Gegenſtand der richterlichen Cognition 
iſt, und haben hier den Nachweis verſucht, daß in dieſen Fällen die 
Zuläſſigkeit zur Abgabe in eine Zwangsarbeitsanſtalt nicht ausgeſprochen 
werden dürfe. Es erübrigt uns, hier noch jener Fälle zu gedenken, in 
welchen mit den im § 2 des mehrerwähnten Geſetzes genannten Delicten 
oder etwa mit anderen ſtrafbaren Handlungen eine der im § 13 des 
citirten Geſetzes genannten 5 Uebertretungen (Uebertretung der 88 1, 2 
und 10 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, Uebertretung der gewerbs⸗ 
mäßigen Unzucht, Uebertretung des Bettelns) concurrirt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in einem ſolchen Falle 
die formelle Berechtigung zum Ausſpruche der Zuläſſigkeit der 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt — und zwar ohne alle 
Rückſicht auf die Dauer den verhängten Freiheitsſtrafe — vorhanden 
iſt. Andererſeits aber können auch in ſolchen Fällen jene Uebelſtände 
und Anomalien, deren wir oben erwähnten, eintreten. Wenn z. B. ein 
arbeitsſcheues Individuum wegen Creditpapierverſälſchung oder wegen 
Raubes oder Brandlegung zu 10 oder 20jährigem Kerker verurtheilt 
wird und wenn in dem Urtheile wegen des Zuſammentreffens mit der 
Uebertretung der Landſtreicherei die Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen wurde, ſo wird kaum geleugnet 
werden können daß trotz der formellen Berechtigung zu dem letzteren 
Ausſpruche dieſer dem Sinne und Geiſte des Geſetzes vollkommen 
zuwiderläuft. Das Gleiche iſt ohne Frage der Fall, wenn das Erkenntniß 
auch nur auf 3= oder 4jährigen Kerker lautet. Dagegen wäre nicht 
abzuſehen, warum in einem Falle, wo ein Arbeitsſcheuer wegen der 
Uebertretung des Diebſtahls oder des Betruges ꝛc. unter gleichzeitiger 
Concurrenz mir der Uebetretung der Landſtreicherei zu 1 oder 2 Monaten 
Arreſt verurtheilt wird, nicht auch die Zuläſſigkeit der Abgabe in eine 
Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen werden ſollte. Wo hier die Grenze 
liegt, wann in einem ſolchen Falle trotz des Vorhandenſeins der erfor- 
derlichen Bedingungen der gedachte Zuläſſigkeitsanſpruch doch nicht zu 
fällen ſei, darüber iſt eine Norm weder im Geſetze enthalten, noch läßt 
ſich nach unſerer Anſicht eine ſolche geſetzlich ſtatuiren. Dem richterlichen 
Ermeſſen iſt hier — und dies mit Recht — gleichwie in anderen 
Fällen ein weiter Spielraum gelaſſen. Stets aber wird der Richter 
bei der Fällung des Ausſpruches über die Zuläſſigkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanſtalt als leitenden Gedanken ſich die Abſicht 
des Geſetzes vor Augen zu halten haben, daß nur wirklich arbeitsſcheue 
Individuen in die Zwangsarbeitsanſtalt abgegeben werden dürfen daß 
daher bei dem gedachten Ausſpruche nicht nur die Gewißheit über die 
augenblickliche Arbeitsſcheu des in Frage kommenden Individuums, 
ſondern auch darüber die Ueberzeugung vorhanden ſein müſſe, daß 
dasſelbe auch bei dem Austritte aus der Strafanftalt noch arbeitsſchen fein 
werde. Daß dieſe Ueberzeugung nur in jenen Fällen, in welchen das 
Urtheil auf eine kürzere Freiheitsſtrafe lautet, vorhanden ſein könne, 
erſcheint uns — wenngleich wir uns keinen ſanguiniſchen Hoffnungen 
über die Beſſerung arbeitsſcheuer Individuen hingeben — unzweifelhaft, 
da die Wirkungen einer längeren, namentlich einer mit regelmäßiger 
Anhaltung zur Arbeit verbundenen Strafhaft ſich unmöglich voraus⸗ 
beſtimmen laſſen 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch die Friedhöfe der Cultusgemeinden ſind öffentliche An⸗ 
ſtalten. Deren Befuch kann nicht von der Entrichtung der Cultus⸗ 
ſteuer abhängig gemacht werden. 

Ueber die Beſchwerde des J. R. in G., daß der Vorſteher der 
iſraelitiſchen Cultusgemeinde in K. ihm den Eintritt in den dortigen 
iſraelitiſchen Friedhof, wo ſeine Eltern beſtattet find, verwehrt hatte, 
erkannte die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in G. mit der Entſcheidung 
vom 3. October 1877, Z. 6298, daß der Zutritt in den Friedhof 
dem Beſchwerdeführer künſtighin unweigerlich zu geſtatten ſei, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

„Die Friedhöfe, fie mögen Cultus⸗ oder Gemeinde-Anſtalten 
ſein, ſind öffentliche Anſtalten. Vermöge dieſer Oeffentlichkeit iſt der Zutritt 
in einen Friedhof für Jedermann, der nicht durch ſein Betragen den Anſtand 
des Ortes verletzt, nach allgemeinen Rechtsbegriffen ein öffentliches Recht 
und es kann daher dieſer Zutritt umſoweniger Jenen verwehrt werden, 
welche daſelbſt ein Grab ihrer Angehörigen beſuchen wollen. 


— 


Der von dem Cultusvorſtande vor Jahren gefaßte und laut des 
vorliegenden Sitzungsprotokolles vom 4. April 1876 für eben dieſes 
Jahr aufrecht erhaltene Beſchluß, daß Denjenigen, welche am fraglichen 
Friedhofe das Grab ihrer Angehörigen beſuchen, der Cultusgemeinde 
aber zur Erhaltung des Friedhofes eine Cultusſteuer nicht entrichten 
wollen, der Schluͤſſel zum Friedhofthore nicht auszufolgen ſei, iſt ſomit — 
weil er ein öffentliches Recht beſchränkt — ungeſetzlich. Er iſt aber 
auch deshalb ungeſetzlich, weil er zum Zwecke hat, auf Jene, welche die 
Cultusſteuer nicht entrichten wollen, ohne Rückſicht auf die in dieſer 
Richtung durch beſtehende Vorſchriften geſicherte Beihilfe der Behörden, 
durch die gedachte Beſchränkung einen Zwang auszuüben, ein ſolcher 
Zwang jedoch nach 8 19 a. b. G. B. unzuläſſig erſcheint. 

Da ſonach der in Frage ſtehende Beſchluß ungeſetzlich iſt, war 
der Cultusvorſtand nicht berechtigt, ihn zu ſaſſen, viel weniger aber 
der Cultusvorſteher, welcher für die Handlungen der Cultusgemeinde 
verantwortlich iſt, denſelben auszuführen. 

Wird weiters erwogen, daß der Beſchluß für das heurige Jahr 
nicht adoptirt war, ſo ergibt ſich überdies, daß der Cultusvorſteher 
— abgeſehen von der erörterten Ungeſetzlichkeit — auch gar nicht ermächtigt 
war, denſelben gegen J. R., wenngleich dieſer eine Cultusſteuer 
nicht zahlen wollte, in Anwendung zu bringen. 

Die Einwendung des Cultusvorſtehers, daß gemäß Art. 15 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, jede 
vom Staate anerkannte Religionsgeſellſchaft ihre inneren Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt ordnet und verwaltet, findet hier im Falle eine zweifache 
Widerlegung, vor Allem in dem Umſtande, daß es ſich hier nicht um 
eine ſolche innere Angelegenheit, ſondern um ein öffentliches Recht han⸗ 
delt, und weiters in dem obbezogenen Geſetzartikel ſelbſt, welcher auch 
die Beſtimmung enthält, daß jede Religionsgeſellſchaſt den allgemeinen 
Staatsgeſetzen unterworfen iſt.“ 

In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe bekämpfte 
der Cultusvorſtand den Grundſatz, daß Friedhöfe der Cultusgemeinden 
öffentliche Anſtalten find, und führte weiter aus, daß Cultusgemeinden 
geſetzlich anerkannte Vereine ſeien, welchen nach Art. 15 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. September 1867 die autonome Verwaltung ihres 
Vermögens und der inneren Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen 
Schranken zuſtehe. Zu den Rechten der Perſonen und Corporationen 
gehöre auch das Befugniß, über ihr Vermögen, deſſen Beſtandtheile, 
Genuß und Verwendung zu verfügen. Der Friedhof ſei gleich dem Bet⸗ 
und Badehauſe ein Vermögenstheil der Cultusgemeinde und es werde 
wohl Niemandem beifallen, zu behaupten, daß es Jedermann freiſtehe, 
zu jeder beliebigen Zeit Eintritt in den Tempel oder in das Badehaus 
zu verlangen. 

Die k. k. Statthalterei fand über dieſen Recurs die Entſcheidung 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft mit dem Erlaſſe vom 27. December 
1877, 3. 27.905, aus dem Grunde zu beheben, weil es ſich hier blos 
um einen aus cultuellen Rückſichten beabſichtigten Beſuch des Friedhofes 
handelt, nach Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142, aber jede geſetzlich anerkannte Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft berechtigt iſt, ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ſtändig zu ordnen und zu verwalten, für die politiſche Behörde daher 
im vorliegenden Falle kein Anlaß zu einem Einſchreiten vorlag. 

Das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht hat mit dem 
Erlaſſe vom 18. Februar 1878, 3. 3071, im Einvernehmen mit dem 
k. k. Miniſterium des Innern dem Recurſe des J. R. aus G. gegen 
den Statthalterei-Erlaß vom 27. December 1877, Z. 27.905, womit 
in Abänderung der Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaſt in G. 
vom 3. October 1877, 3. 6298, die Beſchwerde des J. R. wider 
den iſraelitiſchen Cultusvorſtand in K., daß ihm dieſer den Beſuch des 
dortigen iſraelitiſchen Friedhofes an anderen als den jährlichen zwei 
allgemeinen Gräberbeſuchstagen verwehre, zurückgewieſen wurde — unter 
Aufhebung der angefochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung Folge zu geben 
und die in dieſer Sache ergangene Entſcheidung der erſten adminiſtra⸗ 
tiven Juſtauz herzuſtellen befunden 

Hiezu beſtimmte das k. k. Miniſterium für Cultus und Unter- 
richt die Erwägung, daß auch ein confeſſioneller Friedhof als Ort der 
Leichenbeitattung vor Allem eine öffentliche und nur inſofern eine 
Cultusanſtalt iſt, als ſich die betreffende Gemeinde durch deſſen Errich⸗ 
tung die Beobachtung der bezüglich der Beerdigung beſtehenden Ge⸗ 
bräuche und Vorſchriften ihres Cultus ſichert und daß keiner Cultus⸗ 
gemeinde zuſteht, rückſichtlich eines ſolchen Friedhofes Anordnungen zu 
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treffen, welche dem öffentlichen Charakter desſelben widerſprechen. Auch 
die conſeſſionellen Friedhöfe ſind vor Allem Beerdigungsplätze und muß 
daher den überlebenden Angehörigen der Verſtorbenen der pietätmäßige 
Beſuch der Gräber unbedingt geſtattet ſein. Einer Cultusgemeinde ſteht 
allenfalls zu, die Beſuchſtunden nach Maßgabe der beſonderen Orts⸗ 
verhältniſſe in einer allgemein verbindlichen Weiſe zu regeln, keines⸗ 
wegs aber kann ſie Beſtimmungen treffen, welche entweder beſtimmte 
Perſonen oder überhaupt den möglichſt freien Beſuch ausſchließen. W. 


Betrug nach § 201, lit. e St. G. durch Verhehlung und Zueig⸗ 
nung von bei Uebungen der Artillerie verſchoſſener Munition. 

Mit dem Urtheile des k. k. Krakauer Landesgerichtes vom 28. 
Juni 1876, Z. 13.486, wurde J. S. des Verbrechens der Theil- 
nehmung am Diebſtahle nach 88 185 und 186, lit. b St. G. ſchuldig 
erklärt, begangen dadurch, daß dieſelbe die während der Artillerie- 
Schießübung zu Tynec; verſchoſſenen und auf den benachbarten Feldern 
von den Landleuten der Umgegend ohne Einwilligung der Militär⸗ 
behörde um eigenen Vortheils willen aufgeſammelten Projectile im 
Werthe von über 25 fl. mit dem Bewußtſein, daß ſolche vom Dieb- 
ſtahle herrühren, an ſich gebracht hat. 

Gegen dieſes Urtheil brachte die Angeklagte die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde auf Grund des 8 281, 3. 9, lit. a und Z. 10 St. P. O. ein 
und machte darin geltend, daß einerſeits die verſchoſſenen Prajectile als 
verlaſſene, im Sinne des § 386 a. b. G. B. der allgemeinen Zueig⸗ 
nung unterliegende Sachen anzuſehen ſind, daher die Beſitzerwerbung, 
beziehungsweiſe das Anſichbringen derſelben eine zur Zuſtändigkeit der 
Gerichte gehörige ſtrafbare Handlung nicht begründen könne und daß 
andererſeits mit Rückſicht auf die thatſächlichen Feſtſtellungen des erſten 
Richters das geſetzliche Merkmal des Beſitzes auf Seite des Militär⸗ 
ärars rechtsirrthümlich angenommen und deshalb die der Entſcheidung 
zu Grunde liegende That nur durch unrichtige Geſetzesauslegung der 
Strafbeſtimmung des $ 185 St. G. B. unterzogen wurde. 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche hierüber vor dem k. k. 
Caſſationshoſe unter dem Vorſitze des Senatspräſidenten Freiherrn 
v. Wittmann am 1. Juni 1878 abgehalten wurde, äußerte ſich der 
Generaladvocat Ritter von Simonowicz im Weſentlichen wie folgt: 
Die That, deren die Angeklagte nach den Feſtſtellungen des Erkenntniß⸗ 
gerichtes ſchuldig befunden ward, beſteht darin, daß J. S. die bei Artillerie⸗ 
Schießübungen verſchoſſenen, von den Landleuten der Umgegend ohne 
Einwilligung der Militärbehörde aufgeſammelten Geſchoße im Geſammt⸗ 
werthe von über 25 fl. mit dem Bewußtſein ihrer Provenienz an ſich 
gebracht hat. Die Qualification dieſer That als Diebſtahlstheilnehmung 
wäre nur dann gerechtfertigt, wenn das Militärärar als Beſitzer der 
beſagten Projectile angeſehen werden könnte, indem nur unter dieſer 
Vorausſetzung das eigenmächtige Aufſammeln und Wegtragen derſelben 
ein diebiſches Entziehen und folgerichtig das mittelbare Anſichbringen 
ſolcher Projectile den Thatbeſtand der Diebſtahlstheilnehmung begründen 
würde. In der Doctrin und Spruchpraxis beſteht nun kein Zweifel 
darüber, daß der Beſitz im ſtrafrechtlichen Sinne als Delictsmerkmal 
des Diebſtahls nicht nach den Beſtimmungen des Civilrechtes aufzufaſſen, 
ſondern daß darunter lediglich jenes factiſche Verhältniß zu verſtehen 
iſt, vermöge deſſen Jemand in der Lage ſich befindet, über eine Sache 
ausſchließlich zu verfügen. Eine unausgeſetzte und fortwährende phyſiſche 
Einwirkung auf die Sache kann ſelbſtverſtändlich diesfalls nicht gefordert 
werden, wohl aber die Möglichkeit, jene Verfügungsgewalt beliebig 
und derzeit zu reproduciren. Wird daher die Sache, ohne daß ſie in 
die Detention eines Dritten gelaugt, der Machtſphäre ihres bisherigen 
Detentors in der Art entrückt, daß die Verfügungsgewalt über dieſelbe 
ohne Hinzutritt einer von dem Willen der Perſon unabhängigen That⸗ 
ſache nicht fortgeſetzt werden kann, dann liegt die Möglichkeit der 
beliebigen Verfügung über die Sache nicht mehr in der Hand der Perſon; 
die Sache iſt ihr abhanden gekommen und es kann ſomit bis zur 
Wiedererlangung der Verfügungsgewalt von dem den ftrafrechtfichen 
Begriff des Beſitzes beinhaltenden Herrſchaftsverhältniſſe wohl nicht die 
Rede ſein. Die Hoffnung, die abhanden gekommene Sache wieder zu 
erlangen, ein Moment, welchem der erſte Richter bei Conſtruirung 
des Merkmals des Beſitzes im gegebenen Falle ein beſonderes Gewicht 
beigemeſſen hat, kann hier nicht in Anſchlag gebracht werden, weil es ſich 
hiebei nur um das factiſche Verhältniß (corpus), nicht aber um den 
zufolge civilrechtlicher Beſtimmungen (SS 349 und 352 a. b. G. B.) 


die Fortdauer des Beſitzes bedingenden Willen der Perſon (animus) handeln 
kann. Dieſen Ausführungen zufolge dürfte die Fortdauer der phyſiſchen 
Verfügungsgewalt über die bei Schießübungen verſchoſſene Militärmunition 
— den Fall des Auffangens derſelben durch die zu dieſem Zwecke 
beftehenden Vorrichtungen (Kugelfänge) abgeſehen — nicht anzunehmen 
ſein. Am allerwenigſten wäre eine ſolche Annahme bei den in nicht 
umſchloſſenen Räumen ſtattfindenden Artillerie-Schießübungen gerechtfertigt. 
Wenn auch die hiebei verſchoſſenen Projectile von Seite des Militärs 
nachträglich aufgeſucht und aufgeſammelt werden, ſo iſt doch offenbar, 
daß die Wiedererlangung derſelben nicht durch den Willen der Suchenden, 
ſondern durch ein von dieſem Willen unabhängiges Ereigniß, weil 
durch den problematiſchen Erfolg der Aufſuchung bedingt iſt. Sobald 
und inſolange dieſer Erfolg nicht eintritt, muß das Geſchoß als eine 
der Verfügungsgewalt des Militärärars entzogene, als eine abhan⸗ 
den gekommene, d. i. verlorene Sache angeſehen werden, die zwar 
gefunden, keineswegs aber diebiſch enttragen werden kann. Daß übrigens 
auch das Militärärar ſein Verhältniß zu den bei Artillerie-Schießübungen 
verſchoſſenen Projectilen in dem eben erwähnten Sinne aufgefaßt hat, 
ergibt ſich aus den einſchlägigen Beſtimmungen der für dieſe Schieß⸗ 
übungen erfloſſenen Inſtructionsvorſchrift. Der $ 18 dieſer Vorſchriſt beſagt, 
„daß die an jedem Tage verſchoſſenen blind adjuſtirten, ſowie die blind 
gegangenen, ſcharf adjuſtirten Geſchoße unter der Leitung eines Officiers auf- 
zuſuchen ſind und daß den Findern ohne Unterſchied, ob dieſelben der zur 
Aufſuchung beorderten Militärmannſchaft oder dem Civilſtande angehören, 
für jedes aufgefundene Geſchoß die in der Beilage Nr. 24 dieſer Vor⸗ 
Schrift in vorhinein beſtimmte Vergütung auszubezablen ſei“. Die 
Vergütungsbeträge ſind für alle Arten der Geſchoße im Verhältniſſe 
zu deren Koſtenpreiſe tarifirt, ſtellen ſich demnach nicht als Entlohnung 
der Auffſuchungsarbeit, ſondern als eine nach dem Werthe des Objectes 
berechnete, dem Finder in Ausſicht geſtellte Prämie, d. i. als Finder⸗ 
lohn dar. Angeſichts dieſer das in Frage ſtehende Verhältniß genügend 
kennzeichnenden Beſtimmung der Inſtructionsvorſchrift läßt ſich füglich 
nicht behaupten, daß die verſchoſſenen Projectile als verlaſſene, der 
allgemeinen Zueignung unterliegende Sachen anzuſehen ſeien, aber 
andererſeits dürfte ebenſowenig das Vorhandenſein des Beſitzes im 
ſtrafrechtlichen Sinne auf Seite des Militärärars diesbezüglich ver⸗ 
treten werden können. Juſofern nun das eben erwähnte geſetzliche 
Merkmal von dem Erkenntnißrichter als vorhanden angenommen und 
die der Entſcheidung zu Grunde gelegte That als Diebſtahlstheilneh— 
mung qualificirt wurde, erſcheint dieſelbe durch unrichtige Geſetzes⸗ 
auslegung einem Strafgeſetze unterzogen, welches darauf keine Anwen⸗ 
dung findet. Die der Entſcheidung zu Grunde gelegte That würde, 
richtiger aufgeſaßt, den Thatbeſtand des im ene er SLR 
vorgezeichneten Verbrechens des Betruges begründen, da einerſeits nach 
den erſtrichterlichen Feſtſtellungen nicht blos die Anſichbringung der 
beſagten Geſchoße durch die Angeklagte, ſondern auch der Umſtand 
als erwieſen angenommen wurde, daß dieſelbe behufs Weiterverhandlung 
dieſer Geſchoße zweckentſprechende Anſtalten getroffen und die Geſchoße 
gefliſſentlich verhehlt habe und da andererſeits nach der conſtanten 
Rechtsſprechung des h. Eaſſationshofes die gefliſſentliche Verhehlung 
des Fundes nicht blos der unmittelbare Finder, ſondern auch Derjenige, 
der gefundene Sachen mit dem Bewußtſein ihrer Provenienz an ſich 
bringt, im Sinne des erwähnten Paragraphes ſtrafrechtlich zu verant⸗ 
worten hat. Nach dem Dafürhalten der Generalprocuratur wäre dem⸗ 
nach der gegenwärtigen aus dem Titel der 88 281, 3. 9, lit. a und 
3. 10 St. P. O. eingebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde Folge zu geben und 
die Angeklagte unter Freiſprechung von der Auklage wegen Verbrechens 
der Diebſtahlstheilnehmung des Verbrechens des Betruges in Gemäß⸗ 
heit des § 201, lit. o St. G. B. ſchuldig zu erklären. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 1. Juni 1878 
3. 13.879, zu Recht erkannt: Der Nichtigkeitsbeſchwerde der Angeklagten 
werde zum Theile dahin ſtattgegeben, daß das Urtheil in dem Abſatze, 
worin dieſelbe des Verbrechens der Diebſtahlstheilnehmung nach 88 185 
und 186, lit. b St. G. B. ſchuldig erkannt wurde, aufgehoben und die Ange⸗ 
klagte auf Grund der Feſtſtellungen des Gerichtshofes nach SS 197 
und 201, lit. c St. G. B. des Verbrechens des Betruges ſchuldig 
erkannt wird. — Gründe: 

Der Gerichtshof hat die Angeklagte des Verbrechens der Dieb⸗ 
ſtahlstheilnehmung nach 88 185 und 186, lit. b St. G. B. ſchuldig 
erkannt, begangen dadurch, daß ſie im Jahre 1876 während der 
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Schießübungen der k. k. Artillerie bei Tynecz die abgefeuerten Kanonen⸗ 
geſchoße, welche die Tyneczer Landleute zu ihrem Vortheile ohne Ein⸗ 
willigung der k. k. Militärbehörde aufgeklaubt haben, wiſſentlich, daß 
dieſelben von einem Diebſtahle herrühren, im Geſammtwerthe von über 
25 fl. an ſich gebracht habe. Dagegen wird in der Nichtigkeitsbeſchwerde 
der Angeklagten der Nichtigkeitsgrund des §S 281, Z. 9 und 10 St. P. O. 
angerufen und behauptet ..., daß beim Abgange des Merkmales des 
Beſitzes von Seite des k. k. Militärärars von einem Diebſtahle nach 
§ 171 St. G. B. und ſomit auch von einer Diebſtahlstheilnehmung 
nach 88 185 und 186 St. G. B. keine Rede ſein könne, ſomit das 
Strafgeſetz auf den vorliegenden Fall unrichtig angewendet wurde. In 
dieſer letzteren Hinſicht erſcheint die Nichtigkeitsbeſchwerde ganz gegrün⸗ 
det, indem mit Rückſicht auf die Feſtſtellungen des Erkenntnißrichters 
der Beſitz im ſtrafrechtlichen Sinne nicht vorhanden iſt, welcher nicht 
im Sinne des Civilrechtes, ſondern nur als ein Verhältniß der Sache 
zu dem Eigeuthümer aufzufaſſen iſt, wonach dieſer beliebig über die 
Sache verfügen könnte. Durch das Abfeuern der Geſchoße iſt jedoch 
ein derartiges Verhältniß aufgehoben worden und zur Wiederherſtellung 
desſelben muß ein Act vorangehen, welcher bei dem Umſtande, als das 
Projectil über den ausgeſteckten Schießübungsrayon hinausgeſchleudert 
werden konnte, auch reſultatlos bleiben kann. Nicht das Aufſammeln, 
ſondern nur das Verhehlen und Aneigneu ſolcher Projectile iſt ver— 
boten, und da die Militärverwaltung durch das Abfeuern zwar den 
Beſitz derſelben verloren, aber ſich des Eigenthumsrechtes darauf nicht 
begeben, vielmehr nach der diesfälligen Inſtruction dem redlichen Finder 
den Finderlohn auszuzahlen hat: fo liegen mit Rückſicht auf die obigen 
Feſtſtellungen alle Merkmale des Verbrechens des Betruges nach 88 197, 
200 und 201, lit e St. G. B. vor und daher mußte bei offenbar 
unrichtiger Anwendung der 88 171 und 185 St. G. B. der Schuld⸗ 
ſpruch als nichtig behoben und die Angeklagte auf Grund der obigen 
richterlichen Feſtſtellungen des Verbrechens des Betruges durch Anſich⸗ 
bringung eines Fundes nach den obigen Geſetzesſtellen gemäß § 288, 
Abſ. 3 St. P. O. ſchuldig erkannt werden. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem im Miniſterium des Aueßern in Verwendung 
ſtehenden Dr. Conrad Ritter v. Zdekauer den Titel und Charakter eines Hof- 
und Miniſterialconcipiſten zweiter Kategorie verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bei dem k und k. Generalconſulate in Smyrna 
mit Titel und Charakter eines Viceconſuls bekleideten Conſulareleven Victor 
Grafen Folliot de Crenneville zum wirklichen Viceconſul daſelbſt ernannt. 

N Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär David Koller zum 
Finanzſeeretär und den Finanzcommiſſär Adalbert Hampejs zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär der Klagenſurter Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrathe Ferdinand Angermeier eine ſyſtemiſirte 
Oberrechnungsrathsſtelle beim k. k. Finanzminiſterium verliehen. 


Erledigungen. 


Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. rg⸗ 
direction in 1 bis Ende April. (Amtsbl. Nu. 00 g a 

Commiſſärsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Direction in Lemberg in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 77.) 

Conceptsprakticanteuſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt 
500 fl. Adjutum jährlich, bis 1. Mai. (Amtsbl. Nr. 79.) 


mit 


Das Grundbuchs⸗Geſetz vom 25. Juli 1871 

mit allen dasſelbe ergänzenden Geſetzen und Verordnungen nebſt 

Formularien für alle in Grundbuchs-Angelegenheiten vorkom⸗ 
menden Fälle. 
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